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1. MOTIVATION UND AUFBAU DER ANALYSE

 
Jahres-, Konzern- und Zwischenabschlüsse stellen sowohl für die Europäische Zentralbank (EZB) 
als europäische Bankenaufsichtsbehörde als auch für die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin) und die Deutsche Bundesbank als nationale Bankenaufsichtsbehörden eine wich-
tige Informationsquelle dar. Die Abschlussposten sind Grundlage für die aufsichtliche Überwa-
chung und die implementierten Meldesysteme. Vor diesem Hintergrund ist es nachvollziehbar, 
dass sich die Aufsicht um eine konservativere Auslegung von Rechnungslegungsvorschriften be-
müht. Dadurch würden beispielsweise zusätzliche sog. „prudential filter“ bzw. aufsichtliche Kor-
rekturposten entbehrlich werden. Auch Wirtschaftsprüfer setzen sich für eine angemessen vor-
sichtige bilanzielle Risikovorsorge von Instituten ein. Dennoch kann das vorstehend beschriebene 
Anliegen der Aufsicht nicht immer vollständig erreicht werden. Dies gilt ungeachtet möglicher Be-
strebungen von einzelnen bilanzierenden Instituten, die Steuerungs- und Berichterstattungssyste-
me zur Erfüllung der verschiedenen Zwecke möglichst einheitlich zu gestalten. Die Grenze einer 
Angleichung ergibt sich aus den unterschiedlichen Zwecken bzw. Zielsetzungen, die zu unter-
schiedlichen Regelungen der externen Rechnungslegung und des Aufsichtsrechts führen.

Dieses BFA Positionspapier dient als Impuls für eine vertiefende Diskussion mit allen Betroffenen, 
insbesondere mit den Bankaufsichtsbehörden, die ein berechtigtes Interesse an einem stabilen 
Bankensystem in Deutschland und Europa haben. 

Die bestehenden Möglichkeiten und Grenzen der Berücksichtigung aufsichtlicher Maßnahmen in 
der externen Rechnungslegung von Kreditinstituten werden im Folgenden zunächst anhand der 
unterschiedlichen Zielsetzungen und Grundsätze von Aufsichtsrecht und Rechnungslegung erläu-
tert. Darauf folgt ein Überblick über Gemeinsamkeiten und Unterschiede anhand von konkreten 
Bilanzierungsfragen, die typischerweise zwischen Aufseher, Institut und Abschlussprüfer disku-
tiert werden. Ferner werden Grenzen und Abwägungen bei der Berücksichtigung aufsichtlicher 
Auffassungen im Rahmen der Ausübung von Wahlrechten und Ermessensentscheidungen darge-
stellt. Die im Positionspapier genannten Anwendungsbeispiele werden in der Anlage weiterge-
hend erläutert. Die Beispiele befassen sich überwiegend mit Fragen der Bilanzierung nach IFRS 
und hier insbesondere mit der Forderungsbewertung nach IFRS 9.
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2. ZIELSETZUNG DER AUFSICHT IM VERGLEICH  
ZUR EXTERNEN RECHNUNGSLEGUNG

Aufsichtliche Maßnahmen und (inter-)nationa-
le Rechnungslegungsvorgaben verfolgen un-
terschiedliche Zwecke. 

Die Ziele der Aufsicht im Rahmen des Einheitli-
chen Aufsichtsmechanismus1 sind die Gewähr-
leistung der Sicherheit und Solidität des europäi-
schen Bankensystems, die Verbesserung der 

finanziellen Integration und Stabilität sowie die 
Gewährleistung einer konsistenten Aufsicht.2 Die 
von der Aufsicht formulierten Erwartungen in 
Bezug auf bestimmte Anforderungen der exter-
nen Rechnungslegung basieren auf diesen Zielen 
und legen dar, was die Aufsicht unter einem um-
sichtigen Umgang („prudent treatment“) mit 
Rechnungslegungsanforderungen versteht. Da-
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mit sollen künftige Fehlentwicklungen in den 
Bankbilanzen, die aufsichtliche Maßnahmen er-
forderlich machen würden, möglichst verhindert 
werden.3 Die Erwartungen der Aufsicht in Bezug 
auf bestimmte Rechnungslegungsanforderungen 
können daher ausschließlich aufsichtliche Maß-
stäbe im Rahmen der verschiedenen Aufsichts-
aktivitäten darstellen, z.B. beim Asset Quality 
Review oder beim aufsichtlichen Überprüfungs- 
und Bewertungsprozess.

Die IFRS-Rechnungslegung zielt darauf ab, den 
Abschlussadressaten „entscheidungsnützliche 
Informationen“ zur Verfügung zu stellen. Ins-
besondere sollen die im Abschluss enthaltenen 
Informationen über die Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Unternehmens die beste-
henden und potenziellen Investoren und Kre-
ditgeber dabei unterstützen, die künftigen 
Cashflows einzuschätzen, damit sie über die 
(weitere) Bereitstellung von Eigen- oder 
Fremdkapital urteilen können [vgl. IAS 1.9, IFRS 
CF (2018) 1.2]. Mit dem IFRS-Rahmenkonzept 
2018 wurde der Begriff der Vorsicht („pru-
dence“) wieder eingeführt. 

Der Begriff der Vorsicht ist jedoch kein über-
greifender IFRS-Grundsatz. Er soll lediglich zu 
einer wirklichkeitsgetreuen Darstellung beitra-
gen und die Neutralität unterstützen [vgl. CF 
(2018) 2.16]). Dies ist nicht gleichbedeutend 
mit einer asymmetrischen bilanziellen Behand-
lung von Vermögenswerten und Erträgen ei-
nerseits sowie Schulden und Aufwendungen 
andererseits [vgl. CF (2018) 2.17]. 

Im Übrigen richten sich die Vorgaben des IASB 
weltweit an alle Anwender der IFRS. Die EZB 

hat hingegen „nur“ den europäischen Rechts-
raum und hier einen Teilbereich des Finanzsek-
tors im Fokus. Ein Gleichlauf von Aufsichts-
recht und IFRS wäre insoweit also auch vor 
dem Hintergrund des internationalen Wettbe-
werbs und der internationalen Vergleichbarkeit 
kritisch zu sehen.

Zielsetzung des handelsrechtlichen Jahresab-
schlusses ist gemäß § 264 Abs. 2 Satz 1 HGB 
die Vermittlung eines den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechenden Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung. Neben der Rechenschaftsfunkti-
on steht handelsrechtlich auch der Kapitaler-
haltungszweck im Vordergrund. Letzterer wird 
durch das Imparitätsprinzip und das Vor-
sichtsprinzip unterstützt. 

Dem Vorsichtsprinzip nach HGB ist zwar eine 
größere Bedeutung als dem zuvor erläuterten 
Begriff der Vorsicht nach IFRS beizumessen. 
Dennoch ist auch das handelsrechtliche Vor-
sichtsprinzip nicht identisch mit dem aufsicht-
lichen Vorsichtsgedanken. Handelsrechtlich ist 
grundsätzlich der Betrag einer Bandbreite 
möglicher Werte anzusetzen, der bei Vermö-
gensgegenständen möglichst nahe am unteren 
Ende und bei Rückstellungen möglichst nahe 
am oberen Ende einer Bandbreite möglicher 
Werte liegt, die ein sachkundiger Dritter unter 
angemessener Beachtung der Chancen und Ri-
siken nicht als willkürlich empfindet.4 Eine 
übervorsichtige Bewertung ist hingegen nicht 
mit den handelsrechtlichen Rechnungsle-
gungsvorschriften vereinbar.
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3. ÜBERBLICK ZUR ANALYSE VON GEMEINSAMKEITEN  
UND UNTERSCHIEDEN 

 

 
Ein Vergleich der aufsichtlichen Vorgaben mit den geltenden Rechnungslegungsvorschriften kann 
je nach Sachverhalt zu den folgenden Auswirkungen führen:

1.	� Aufsichtliche Auffassungen haben ein Äquivalent in den Rechnungslegungsvorschriften. Die 
betreffenden aufsichtlichen Vorgaben sind dann bereits aufgrund der Rechnungslegungsvor-
schriften vom Bilanzierenden umzusetzen. 

2.	� Aufsichtliche Auffassungen können mit Blick auf die anzuwendenden Rechnungslegungs-
standards, den Grundsatz der Willkürfreiheit sowie die gebotene Abschlussstetigkeit und 
Abschlussvergleichbarkeit möglicherweise berücksichtigt werden (z.B. Ausübung von berück-
sichtigungsfähigen Ermessensspielräumen und Wahlrechten). Diesem Gleichlauf von Auf-
sichtsrecht und Rechnungslegung sind jedoch auch Grenzen gesetzt, die im Folgenden erläu-
tert werden (Abschn. 4). Ferner liefert Abschn. 1 der Anlage eine ausführliche Darstellung der 
folgenden Beispiele:
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Anlage Beispiel Ergebniszusammenfassung

1.1. Stufentransfer (IFRS 9) Eine Übernahme der durch die EZB definierten Kriterien für 
die Beurteilung einer signifikanten Erhöhung des Kreditaus-
fallrisikos nach IFRS 9 erfordert eine individuelle Überprüfung 
durch den Bilanzierenden. Ein Gleichlauf ist möglich, kann je-
doch nicht in jedem Fall erfolgen.

1.2. Low credit risk  
exemption (IFRS 9)

Die Übernahme der aufsichtlichen Erwartungshaltung hin-
sichtlich einer begrenzten Anwendung der in IFRS 9.B5.5.22 f. 
erläuterten Ausnahmeregelung zum Stufentransfer ist auf-
grund des Wahlrechtscharakters der Ausnahme und der in 
IFRS 9.B5.5.24 vorgesehenen Überprüfung zum Bewertungs-
stichtag als Ausübung von Ermessensspielräumen des Bilan-
zierenden zulässig. Eine Änderung der Rechnungslegungsme-
thode wird hierbei grundsätzlich nicht vorliegen.

1.3. Design und Eintritts- 
wahrscheinlichkeit  
von Szenarien (IFRS 9)

Eine Übernahme der aufsichtlichen Annahmen bzw. eine An-
passung an die dort gewählten Szenarien-Designs erfordert 
eine individuelle Beurteilung durch den Bilanzierenden.

1.4. Mindestabschläge  
auf Marktpreise in der  
Sicherheitenbewertung

Die Annahme von aufsichtlichen Sicherheitsabschlägen kann 
eine zulässige Ermessensentscheidung darstellen. Der Bilan-
zierende muss die Festlegung regelmäßig einheitlich für ver-
gleichbare Kredit- bzw. Sicherheitenportfolios vornehmen 
und begründen. Bei Abweichungen in der Vorgehensweise 
zu den vorhergehenden Berichtsstichtagen liegt i.d.R. eine 
Schätzungsänderung vor.

1.5. Aufschläge bei der Verwen-
dung von Kreditrisikopara-
metern aufgrund von Mo-
dell- und Datenunzuläng- 
lichkeiten (IFRS 9)

Die Berücksichtigung von Sicherheitsaufschlägen zur Adres-
sierung von Modellierungsunsicherheiten (z. B. im Zusammen-
hang mit mangelnder Datenquantität und -qualität) wird für 
IFRS-9-Zwecke grundsätzlich als vertretbar anzusehen sein, 
sofern die Aufschläge mit höherer Datenqualität und -quanti-
tät generell sinken, d. h. eine asymptotisch erwartungstreue 
Schätzung sichergestellt wird.

1.6. Fair-Value-Ermittlung  
nach IFRS 13

Die aufsichtlich vorgegebenen Arten von Fair Value Adjust-
ments entsprechen grundsätzlich am Markt beobachtbaren 
und in der Bewertungspraxis berücksichtigten Anpassungs-
faktoren. Bei der Umsetzung in der externen Rechnungsle-
gung ist jedoch durch den Bilanzierenden zu prüfen, inwie-
fern die Kumulation verschiedener Adjustments aufgrund 
von Unsicherheiten (Modell und Parameter) zu einem Wert 
führt, der nicht mehr dem marktbasierten Fair Value ent-
spricht, sondern einem unternehmensspezifischen Wert 
(IFRS 13.2). Anpassungen der Bewertungspraxis werden i.d.R. 
als Schätzungsänderungen einzustufen sein.
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3.	� Aufgrund der verschiedenen Zielsetzungen besteht die Möglichkeit, dass aufsichtliche Anfor-
derungen nicht mit den Vorgaben der IFRS bzw. des HGB vereinbar sind. Hierzu werden in 
Abschn. 2 der Anlage die folgenden Beispiele ausführlicher dargestellt:

Anlage Beispiel Ergebniszusammenfassung

2.1. Aufsichtliche Mindest- 
risikovorsorge gemäß  
NPL-Leitfaden der EZB

Die formelmäßige, pauschale Ermittlung der Mindestrisiko-
vorsorge gemäß dem NPL-Addendum ist konzeptionell nicht 
vereinbar mit den prinzipienbasierten Vorschriften des IFRS 9. 
Ebenso widerspricht die Vorgehensweise den Bewertungsvor-
schriften des HGB.

2.2. Aufsichtliche  
Anforderungen an  
Kreditrisikoparameter

Aufgrund unterschiedlicher aufsichtlicher Anforderungen im 
Vergleich zu den Rechnungslegungsvorschriften nach IFRS 9 
sind Anpassungsmaßnahmen bei der Verwendung der CRR5- 
Kreditrisikoparameter für Zwecke der Ermittlung erwarteter 
Kreditverluste nach IFRS 9 erforderlich. Die Anwendung von 
pauschalen Konservativitätsaufschlägen bei den im Rahmen 
der Risikovorsorge-Ermittlung verwendeten Kreditrisikopara-
metern erfüllt die Anforderung von IFRS 9 grundsätzlich nicht.

2.3. Aufsichtliche Wohl- 
verhaltensperioden  
(Cure Periods)

Per se sind aufsichtliche Vorgaben zur Wohlverhaltensperio-
de in der externen Rechnungslegung nicht unreflektiert zu 
berücksichtigen. Vielmehr ist eine IFRS-konforme Auslegung 
erforderlich. 
Das HGB kennt keine Wohlverhaltensperioden. Hier ist al-
lein das Kriterium „nachhaltige Kapitaldienstfähigkeit“ aus-
schlaggebend
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4. AUSÜBUNG VON WAHLRECHTEN UND ERMESSENSSPIELRÄUMEN

Vorgaben oder Feststellungen der Aufsichtsbe-
hörden zu Sachverhalten, die im Abschluss zu be-
rücksichtigen sind, können nicht per se als geän-
derte Ausübung von Wahlrechten oder von 
Ermessensspielräumen durch den Bilanzierenden 
berücksichtigt werden. Vielmehr ist sorgfältig zu 

prüfen, ob die aufsichtlichen Auffassungen im 
Einzelfall nach den allgemeinen Grundsätzen der 
HGB- bzw. IFRS-Rechnungslegung entweder als 
Änderung von Rechnungslegungsmethoden oder 
als Änderung von Schätzungen klassifiziert wer-
den können.
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4.1. Änderung der Rechnungslegungsmethoden

Die IFRS definieren als Rechnungslegungsmetho-
den spezifische Prinzipien, grundlegende Überle-
gungen, Konventionen, Regeln und Praktiken, die 
ein Institut bei der Aufstellung und Darstellung 
seines Abschlusses anwendet (IAS 8.5). Sie sind 
grundsätzlich stetig anzuwenden (IAS 8.13). Eine 
Änderung darf nur dann erfolgen, wenn ein IFRS 
dies fordert oder die Anpassung dazu führt, dass 
der IFRS-Abschluss zuverlässigere und relevante-
re Informationen vermittelt (vgl. IAS 8.14).

Rechnungslegungsmethoden im Sinne des HGB 
unterteilen sich u.a. in Ansatz- und Bewertungs-
methoden. Gemäß § 246 Abs. 3 Satz 1 HGB und 
§ 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB sind Ansatz- und Bewer-
tungsmethoden auch handelsrechtlich stetig 
anzuwenden. DRS 13 definiert Methoden als 
Verfahren und Regeln zur Bestimmung der ein-
heitlichen Behandlung gleichartiger Sachverhal-
te.6 Gemäß IDW RS HFA 38 umfassen Ansatz-

methoden das planvolle Vorgehen bei der 
Ausübung von expliziten Ansatzwahlrechten ei-
nerseits und bei der Ausübung von Ermessens-
spielräumen im Rahmen der Entscheidung über 
den Ansatz bspw. von Vermögensgegenständen 
und Schulden andererseits, sofern der Aus-
übung ein bestimmtes Verfahren bzw. eine Sys-
tematik zugrunde liegt. Unter Bewertungsme-
thoden i.S. des § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB sind 
bestimmte, in ihrem Ablauf definierte Verfahren 
der Wertfindung zu verstehen, durch die ein 
Wert nachvollziehbar aus den die Bewertung 
bestimmenden Faktoren abgeleitet wird.7 Die 
angewandten Bilanzierungsgrundsätze sind in 
sachlicher und zeitlicher Hinsicht grundsätzlich 
beizubehalten. Eine Durchbrechung des Stetig-
keitsgrundsatzes ist nur in begründeten Aus-
nahmefällen möglich (z.B. Änderung von Geset-
zen, Richtlinien, Rechtsprechung).8

Es besteht kein Automatismus, dass allein infolge (insb. neuer oder geänderter) aufsichtlicher 
Anforderungen oder Auffassungen eine Änderung der Rechnungslegungsmethode nach IFRS 
oder HGB zu erfolgen hat. Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Zielsetzungen von Auf-
sichtsrecht und Rechnungslegung (vgl. Abschn. 2.) ist vielmehr im Einzelfall sorgfältig zu prü-
fen, ob die Änderung einer Rechnungslegungsmethode die Entscheidungsnützlichkeit des Ab-
schlusses verbessern bzw. den geltenden Rechnungslegungsvorschriften entsprechen würde.
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4.2. Schätzungsänderungen

Aufgrund der mit der Geschäftstätigkeit verbun-
denen Ungewissheiten lassen sich einige der in 
der Rechnungslegung enthaltenen Werte nicht 
genau bestimmen, sondern müssen unter Rück-
griff auf die zuletzt verfügbaren und verlässli-
chen Informationen geschätzt (IAS 8.32) bzw. un-
ter Berücksichtigung vorhersehbarer Risiken und 
Verluste vorsichtig bewertet werden (§ 252 Abs. 1 
HGB). Beispiele für Sachverhalte, die regelmäßig 
Schätzungen unterliegen, sind die Bewertung ri-
sikobehafteter Forderungen und die Fair-Value-
Ermittlung für Finanzinstrumente.

Sofern sich im Zeitablauf durch zusätzliche Infor-
mationen (verbesserte Informationslage) oder 
Erkenntnisse (veränderte Sachlage) Änderungen 
der Schätzungsgrundlagen (Ausübung von Er-
messensentscheidungen) ergeben, sind ab die-
sem Zeitpunkt möglicherweise Anpassungen 
notwendig (bzw. zulässig). Dabei handelt es sich 
jedoch weder um Fehlerkorrekturen noch um ei-
ne notwendige retrospektive Anpassung frühe-
rer Perioden. [Im Unterschied zu einer Schät-
zungsänderung würde es sich dann um eine 
Fehlerkorrektur handeln, wenn Fehler aus frühe-
ren Perioden berichtigt werden, die aufgrund ei-
ner Nicht- oder Fehlanwendung von zuverlässi-
gen Informationen zu fehlerhaften Darstellungen 
oder Auslassungen in den Abschlüssen geführt 
haben (IAS 8.5 bzw. IDW RS HFA 6)9.]

In der Praxis sind Schätzungsänderungen regel-
mäßig dann vorzunehmen, wenn sich die vom bi-
lanzierenden Kreditinstitut angewendeten Mo-
delle bzw. Modellparameter aufgrund geänderter 
Zukunftserwartungen oder Einschätzungen wei-
terentwickeln. Als Beispiel sei ein veränderter er-
warteter Verlust bei der Ermittlung von Pauschal-
wertberichtigungen (IDW RS BFA 7)10 genannt. 

Fraglich könnte sein, ob Anforderungen oder 
Auffassungen der Aufsicht als Änderung der 
„best practice“ anzusehen sind. Selbstredend 
haben auch „bewährte Praktiken“ vorrangig 
der Vermittlung entscheidungsrelevanter In-
formationen über die Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage eines Unternehmens bzw. eines 
Konzerns sowie dessen Veränderung zu die-
nen. Angesichts eigener Zielsetzungen im Hin-
blick auf die aufsichtliche Kapitalisierung von 
Banken können Anforderungen der Aufsicht 
zwar nicht pauschal als „best practice“ für Zwe-
cke der externen Berichterstattung angesehen 
werden. Je nach Einzelfall könnten die Anfor-
derungen bzw. Auffassungen der Aufsicht aber 
als geänderte Zukunftserwartungen, Einschät-
zungen oder als Weiterentwicklung bisheriger 
Modelle eingestuft werden.
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5. FAZIT

•  �Die Ziele von Aufsichtsrecht und Rechnungslegung weichen voneinander ab. Die aufsichtlichen 
Anforderungen sollen vor allem die Solvabilität der überwachten Institute sicherstellen und sind 
daher eher konservativ. Die vollständige Beachtung der aufsichtlichen Ziele bei der Abschlusser-
stellung würde die Darstellung der wirtschaftlichen Lage im Abschluss einseitig verzerren. Damit 
besteht ein grundlegender Zielkonflikt zu den Zwecken der externen Rechnungslegung. Diese 
verlangen die Vermittlung entscheidungsnützlicher Informationen für ein breites Spektrum von 
Adressaten (IFRS) bzw. die Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung (HGB). 

•  �Ein Gleichlauf von Aufsichtsrecht und IFRS wäre auch vor dem Hintergrund des internationalen 
Wettbewerbs und der internationalen Vergleichbarkeit kritisch zu sehen.
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•  �Die aufsichtlichen Auslegungen von Bilanzierungsnormen können in einem Abschluss nach HGB 
oder IFRS nicht unreflektiert übernommen werden. 

•  �Es besteht kein Automatismus einer Änderung der Rechnungslegungsmethode allein infolge auf-
sichtlicher Anforderungen oder Auffassungen. Vielmehr ist im Einzelfall sorgfältig zu prüfen, ob 
die Änderung einer Rechnungslegungsmethode die Entscheidungsnützlichkeit des Abschlusses 
verbessern und den geltenden Rechnungslegungsstandards entsprechen würde.

•  �Die Anforderungen der Aufsicht können zwar nicht pauschal als „best practice“ für Zwecke der 
externen Berichterstattung angesehen werden. Eine Berücksichtigung kann jedoch einzelfallbe-
zogen infrage kommen.

•  �Soweit Wahlrechte und Ermessensspielräume entsprechend der aufsichtlichen Auslegung von 
Bilanzierungsnormen genutzt werden, haben sich die gesetzlichen Vertreter mit den jeweiligen 
Ermessensentscheidungen auseinanderzusetzen und diese im Gesamtzusammenhang zu würdi-
gen. Insbesondere ist darauf zu achten, dass das dargestellte Gesamtbild der wirtschaftlichen 
Lage nicht verzerrt wird. Nachgelagert müssen sich auch der Abschlussprüfer und das Aufsichts-
organ mit diesen Ermessensentscheidungen befassen.

•  �Soweit aufsichtliche Vorgaben entgegen den geltenden Rechnungslegungsvorschriften berück-
sichtigt werden, hat sich der Abschlussprüfer mit möglichen Auswirkungen auf das Prüfungsur-
teil auseinanderzusetzen.
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ANLAGE

1.	� Anwendungsbeispiele für einen unter Umständen möglichen 
Gleichlauf von Aufsichtsrecht und Rechnungslegung mittels Aus-
übung von Wahlrechten und Ermessensspielräumen

Zur Folgebewertung von Forderungen werden in der aufsichtlichen Praxis verschiedene Anforde-
rungen an die Ermittlung der Einzelrisikovorsorge und der Portfoliorisikovorsorge gestellt, die vor-
handene Ermessensspielräume bzw. Wahlrechte, insbesondere in der Umsetzung des IFRS 9, be-
treffen. Dazu zählen u.a.:

1.1. Stufentransfer (IFRS 9)

Zu jedem Abschlussstichtag muss der Bilan-
zierende beurteilen, ob sich das Kreditausfall-
risiko bei einem Finanzinstrument seit dem 
erstmaligen Ansatz signifikant erhöht hat 
(IFRS 9.5.5.3, IFRS 9.5.5.9). Gegebenenfalls er-

folgt die Ermittlung der Risikovorsorge nicht 
mehr i.H. der erwarteten 12-Monats-Kredit-
verluste (Stufe 1), sondern i.H. der über die 
(Rest-)Laufzeit des Finanzinstruments erwar-
teten Kreditverluste (Stufe 2).
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Generell darf der Bilanzierende für die Beurtei-
lung, ob sich das Kreditausfallrisiko eines Fi-
nanzinstruments seit dem erstmaligen Ansatz 
signifikant erhöht hat, verschiedene Vorge-
hensweisen anwenden (IFRS 9.B5.5.12). Die 
Festlegung von Kriterien (sowohl quantitativ 
als auch qualitativ) liegt im Ermessen des Bi-
lanzierenden (IFRS 9.B5.5.16).11

Die EZB hat ihre aufsichtliche Auslegung der 
Signifikanz einer Ausfallrisikoverschlechterung 
offengelegt. Die dort festgelegten vier Kriteri-
en decken zwar einen wesentlichen Teil der in 

IFRS 9.B5.5.17 enthaltenen, nicht abschließen-
den Liste von 16 Indikatoren ab, die bei der Be-
urteilung von Veränderungen des Ausfallrisi-
kos relevant sein können. Eine individuelle 
Überprüfung der Angemessenheit für die je-
weiligen Forderungsportfolios der Bilanzieren-
den anhand der konkreten Einflussfaktoren 
kann dadurch jedoch nicht ersetzt werden. 

Eine Übernahme der aufsichtlichen Annahmen 
bzw. eine Anpassung auf die dort gewählten 
Schwellenwerte erfordert eine individuelle 
Überprüfung durch den Bilanzierenden. 

1.2. Low credit risk exemption (IFRS 9)

IFRS 9.5.5.10 räumt das Wahlrecht ein, verein-
fachend davon auszugehen, dass sich das Aus-
fallrisiko eines Instruments nicht signifikant er-
höht hat, sofern ein Vermögenswert am Ab- 
schlussstichtag eine geringe Ausfallwahr-
scheinlichkeit („low credit risk“) aufweist. In 
diesem Fall kann auf die Prüfung des Transfer-
kriteriums verzichtet und das Finanzinstru-
ment unverändert in Stufe 1 eingeordnet wer-
den. Die Definition des geringen Ausfallrisikos 
hat absolut zu erfolgen. Dabei dürfen auch ak-
tuelle interne Ratings zugrunde gelegt werden, 
sofern diese mit einer allgemein anerkannten 
Definition von „niedrigem Ausfallrisiko“ (z.B. 
Investment Grade) in Einklang stehen (vgl. 
IFRS 9.B5.5.22 f.).

Für Kreditinstitute erwartet der Baseler Aus-
schuss eine begrenzte Anwendung dieser Aus-
nahmeregelung zum Stufentransfer. Es muss 
nachgewiesen werden, dass das Ausfallrisiko 
am Bewertungsstichtag so gering ist, dass eine 
signifikante Erhöhung des Ausfallrisikos seit 
Zugang nicht stattgefunden haben kann.12

Eine entsprechende Ausübung von Ermessen 
des Bilanzierenden ist aufgrund des Wahlrecht-
scharakters der Ausnahme und der in IFRS 
9.B5.5.24 vorgesehenen Überprüfung zum Be-
wertungsstichtag zulässig. Eine Änderung der 
Rechnungslegungsmethode wird hierbei 
grundsätzlich nicht vorliegen.

1.3. Design und Eintrittswahrscheinlichkeit von Szenarien (IFRS 9)

Im Rahmen der wahrscheinlichkeitsgewichte-
ten, unverzerrten Schätzung des erwarteten 
Kreditausfalls sind nach IFRS 9.5.5.17 sachge-
rechte Szenarien im Hinblick auf relevante Ri-

sikotreiber für das institutsspezifische Kredit-
geschäft zu bilden und mit entsprechenden 
Eintrittswahrscheinlichkeiten zu versehen. 
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Diese Vorgehensweise resultiert aus der indivi-
duellen Risikosituation zu einem Bewertungs-
stichtag und kann nicht pauschal geregelt oder 
vorgegeben werden.

Eine Übernahme der aufsichtlichen Annahmen 
bzw. eine Anpassung an die dort gewählten 
Szenariendesigns erfordert eine individuelle 
Prüfung durch den Bilanzierenden.

1.4. Mindestabschläge auf Marktpreise in der Sicherheitenbewertung

Mindestabschläge auf Marktpreise in der Sicher-
heitenbewertung bei nicht liquiden Sicherheiten 
werden zur Ermittlung der Einzelrisikovorsorgen 
als Ergebnis aufsichtlicher Überprüfungen von 
Einzelfällen vorgegeben. Entsprechende metho-
dische Vorgaben finden sich im Asset Quality 
Review Phase 2 Manual der EZB.13

Abschläge auf Sicherheitenwerte im Zusam-
menhang mit der Ermittlung der Einzelrisikovor-
sorge können zur Sicherstellung der verlustfrei-
en Bewertung als Ersatz für eine konkrete 
Ermittlung von Kosten der Sicherheitenverwer-
tung bzw. Abwicklung oder als Bewertungskor-

rektur bei erhöhter Unsicherheit in der Markt-
wertermittlung, z.B. aufgrund fehlender 
Marktgängigkeit, herangezogen werden.

Die Annahme von Sicherheitsabschlägen kann 
eine zulässige Ermessensentscheidung darstel-
len. Der Bilanzierende muss die Festlegung re-
gelmäßig einheitlich für vergleichbare Kredit- 
bzw. Sicherheitenportfolios vornehmen und 
begründen. Bei Abweichungen in der Vorge-
hensweise zu den vorhergehenden Berichts-
stichtagen liegt in der Regel eine Schätzungs-
änderung vor.

1.5. �Aufschläge bei der Verwendung von Kreditrisikoparametern aufgrund von Mo-
dell- und Datenunzulänglichkeiten (IFRS 9)

Bei der Schätzung der Kreditrisikoparameter 
ist im aufsichtlichen Kontext zwingend ein Si-
cherheits- bzw. Konservativitätsaufschlag vor-
zunehmen. Eine Übernahme der aufsichtlichen 
Anpassungen erfordert eine individuelle Über-
prüfung durch den Bilanzierenden. Falls es sich 
um Modell- und Datenunzulänglichkeiten han-
delt, wird deren Berücksichtigung in der Rech-
nungslegung regelmäßig eine zulässige Ermes-
sensentscheidung darstellen. 

Die Berücksichtigung von Sicherheitsaufschlä-
gen zur Adressierung von Modellierungsunsi-
cherheiten (z.B. im Zusammenhang mit man-
gelnder Datenquantität und -qualität) wird für 
IFRS-9-Zwecke grundsätzlich als vertretbar an-
zusehen sein, sofern die Aufschläge mit höhe-
rer Datenqualität und -quantität generell sin-
ken, d.h. eine asymptotisch erwartungstreue 
Schätzung sichergestellt wird.
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1.6. Fair-Value-Ermittlung nach IFRS 13

Bei der Anwendung von Bewertungsverfahren 
zur Ermittlung des Fair Value nach IFRS 13 
müssen möglichst viele (relevante) beobacht-
bare Parameter (bzw. Inputfaktoren) und mög-
lichst wenige nicht beobachtbare Parameter 
verwendet werden (IFRS 13.67). Die Kategori-
sierung der verwendeten Parameter ist maß-
geblich für die Einordnung der gesamten Fair-
Value-Bewertung in die Fair-Value-Hierarchie 
des IFRS 13. Diese richtet sich nach der Ebene 
des am niedrigsten eingestuften signifikanten 
Parameters (IFRS 13.73 ff.)

Während Level 1 Fair Values nicht angepasst 
werden dürfen, bestehen bei der Ermittlung von 
Level 2 und Level 3 Fair Values Ermessensspiel-
räume, sowohl bei deren Ableitung als auch bei 
der Ermittlung der eingehenden Parameter. Die 
Fair-Value-Ermittlung berücksichtigt die ver-
schiedenen Preiskomponenten auf Basis von 
Marktparametern und Marktusancen nach den 
Vorgaben des IFRS 13. Es ergeben sich regelmä-
ßig Ermessensspielräume bei geschätzten Ad-
justments für nicht beobachtbare Parameter. 

Beispielsweise sind Marktparameter für markt-
notierte Staatsanleihen beobachtbar. Darüber hi-
naus weisen unterstaatliche Anleihen (z.B. Kom-
munalobligationen) aufgrund der Gewährträger- 
haftung die gleichen Ausfallrisiken auf wie die 

Staatsanleihen. Es sind jedoch evtl. Bewertungs-
abschläge für Marktenge, mangelnde Fungibilität 
u.Ä. zu berücksichtigen. Derartige Bewertungs-
abschläge unterliegen Ermessenspielräumen, so-
weit diese nicht beobachtbar sind.

Für die Bewertung hat die EZB eine abschlie-
ßende Liste der Fair Value Adjustments vorge-
legt, die bei jeder Fair-Value-Ermittlung zu be-
rücksichtigen sind.14 Die Liste umfasst 
Anpassungen für Close-out/Bid-offer, Modellri-
siken, Parameter-Unsicherheiten, Liquidie-
rungsunsicherheiten und zukünftige Refinan-
zierungskosten.

Die aufsichtlich vorgegebenen Arten von Fair 
Value Adjustments entsprechen grundsätzlich 
am Markt beobachtbaren und in der Bewer-
tungspraxis berücksichtigten Anpassungsfak-
toren. Bei der Umsetzung in der externen 
Rechnungslegung ist jedoch durch den Bilan-
zierenden zu prüfen, inwiefern die Kumulation 
verschiedener Adjustments für Unsicherheiten 
(Modell und Parameter) zu einem Wert führt, 
der nicht mehr dem marktbasierten Fair Value 
entspricht, sondern einem unternehmensspe-
zifischen Wert (IFRS 13.2). Anpassungen der 
Bewertungspraxis werden i.d.R. als Schät-
zungsänderungen einzustufen sein.
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2. �Anwendungsbeispiele für Abweichungen von Aufsichtsrecht und 
Rechnungslegung

Weichen aufsichtliche Vorgaben von den Rechnungslegungsvorschriften ab und werden sie dennoch 
in der Rechnungslegung berücksichtigt, so handelt es sich um einen Fehler. 

Fehler umfassen die Auswirkungen von Rechenfehlern, die fehlerhafte Anwendung von Rech-
nungslegungsmethoden, Flüchtigkeitsfehlern, Fehlinterpretationen von Sachverhalten sowie Be-
trug (vgl. IAS 8.5, DRS 13.6).

2.1. Aufsichtliche Mindestrisikovorsorge gemäß NPL-Leitfaden der EZB

Am 20.03.2017 veröffentlichte die EZB ihren 
„Leitfaden für Banken zu notleidenden Kredi-
ten“, in dem die Erwartungen der Aufsichtsins-
tanzen an die Erfassung, Verwaltung, Bewertung 
und Abschreibung von NPL verdeutlicht wer-
den.15 Knapp ein Jahr später, am 15.03.2018, er-
schien die „Ergänzung zum EZB-Leitfaden für 
Banken zu notleidenden Krediten: aufsichtliche 
Erwartungen an die Risikovorsorge für notlei-
dende Risikopositionen“16 (im Folgenden: NPL-
Addendum). Das NPL-Addendum wird gegen-
wärtig von der EZB überarbeitet.17 Es enthält 
aufsichtliche Erwartungen an eine Mindestrisi-
kovorsorge, um einen umsichtigen Umgang mit 
Non-Performing Exposures (NPE) zu erreichen 
sowie einem Aufbau ungedeckter älterer NPE 
vorzubeugen. Es betrifft Kredite, die nach dem 
01.04.2018 in die Kategorie „notleidend“ i.S. der 
Definition der Europäischen Bankenaufsichtsbe-
hörde (EBA) eingestuft werden. Mit der Veröf-
fentlichung eines Informationsdokuments hat 
die EZB am 22.08.2019 ihre Erwartungen an den 
Umgang mit neuen NPE mitgeteilt.18

Bei der Ableitung der aufsichtlich erwarteten 
Risikovorsorge für notleidende Kredite be-

trachtet die EZB u.a. den Zeitraum, über den 
eine Risikoposition bereits als notleidend ein-
gestuft ist (d.h. die „Zeitspanne“) sowie etwaig 
vorhandene Sicherheiten. Unbesicherte Risiko-
positionen sollen dabei nach zwei Jahren, voll-
ständig besicherte Risikopositionen nach sie-
ben Jahren vollständig mit einer Risikovorsorge 
abgedeckt sein. 

Der NPL-Leitfaden ist nicht verbindlich. Die 
EZB wird mindestens einmal jährlich prüfen, ob 
die Verfahrensweisen der Banken mit den in 
der Ergänzung dargelegten Erwartungen an die 
aufsichtliche Risikovorsorge im Einklang ste-
hen. Daneben hat die EZB klargestellt, dass 
geltende regulatorische Anforderungen oder 
Rechnungslegungsanforderungen durch die Er-
gänzung nicht abgelöst oder ersetzt werden.19 
Jedoch wird von den Banken erwartet, die EZB 
– seit Jahresbeginn 2021 – im Rahmen des Su-
pervisory Review and Evaluation Process 
(SREP)-Aufsichtsdialogs über sämtliche Fälle 
zu unterrichten, in denen die Vorgehensweise 
der jeweiligen Bank von den Erwartungen an 
die aufsichtliche Risikovorsorge abweicht20 
(„comply or explain“).
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Die formelmäßige, pauschale Ermittlung der 
Mindestrisikovorsorge gemäß NPL-Addendum 
ist konzeptionell nicht vereinbar mit den prin-
zipienbasierten Vorschriften des IFRS 9.21 Nach 
IFRS 9 sind die erwarteten Kreditverluste als 
ein unverzerrter und wahrscheinlichkeitsge-
wichteter Durchschnittswert der Kreditverlus-
te zu ermitteln, dem mehrere Szenarien zu-
grunde zu legen sind. Dabei dürfen die 
erwarteten Kreditverluste weder einer Best-
Case- noch einer Worst-Case-Betrachtung fol-
gen (vgl. IFRS 9.B5.5.41 f.). Vor diesem Hinter-
grund kann die bilanziell ermittelte 
Risikovorsorge von der aufsichtlichen Erwar-
tungshaltung der EZB abweichen.

Einzelwertberichtigungen in HGB-Abschlüssen 
sind aufgrund des in § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB ko-
difizierten Vorsichtsprinzips zu bilden, um aku-
ten Ausfallrisiken Rechnung zu tragen. Die Hö-
he der Einzelwertberichtigung bestimmt sich 
nach der Einschätzung der nachhaltigen Kapi-
taldienstfähigkeit des Schuldners, d.h. einer 
Einschätzung dazu, ob überhaupt und in wel-
chem Umfang mit der Erbringung der verein-
barten Leistungen zu rechnen ist. 

Die Definition des akuten Ausfallrisikos ist da-
bei nicht deckungsgleich mit den aufsichtlich 
definierten Ausfallkriterien. Hier kann es zu 

deutlichen Abweichungen kommen. Als Bei-
spiel ist das aufsichtliche Ausfallkriterium der 
90/180-Tage-Überziehung22 zu nennen, wel-
ches handelsrechtlich einen Indikator für eine 
nicht gegebene Kapitaldienstfähigkeit darstel-
len kann, allerdings nicht zwingend muss. 

Neben der Bonität des Schuldners ist die Wert-
haltigkeit der Kreditsicherheiten in die Be-
trachtung einzubeziehen. Für den sich auf Ba-
sis des aktuellen Forderungsbestands unter 
Berücksichtigung der erwarteten Zins- und Til-
gungszahlungen sowie den aus der Verwertung 
von Sicherheiten erwarteten Zahlungen erge-
benden Blankoanteil (ungesicherter Betrag) ist 
im Regelfall eine Wertminderung vorzuneh-
men. Um dem handelsrechtlichen Vorsichts-
prinzip angemessen Rechnung zu tragen, be-
steht in HGB-Abschlüssen grundsätzlich ein 
größerer Spielraum zur Vereinheitlichung der 
bilanziellen Risikovorsorge mit der aufsichtli-
chen Mindestrisikovorsorgeerwartung. Darü-
ber hinaus dürfen stille Reserven nach § 340f 
HGB gebildet werden. Allerdings ist darauf 
hinzuweisen, dass insbesondere dann, wenn Si-
cherheiten vorhanden sind, die aufsichtlichen 
Vorgaben zur Bildung einer Risikovorsorge für 
den besicherten Teil der Forderungen regelmä-
ßig nicht im Einklang mit den Bewertungsvor-
schriften des § 253 Abs. 4 Satz 2 HGB stehen. 

2.2. Aufsichtliche Anforderungen an Kreditrisikoparameter

Die Capital Requirements Regulation (CRR) ent-
hält zwei alternative Ansätze, um die Eigenmit-
telanforderungen für Kreditrisiken zu ermitteln:

• �den Kreditrisikostandardansatz (KSA) und
• �den auf internen Beurteilungen basierenden 

Ansatz (IRB-Ansatz).23
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Institute dürfen im Kreditrisikostandardansatz 
für bestimmte Klassen von Risikopositionen das 
Risikogewicht von Kreditrisikopositionen auf 
der Grundlage von aufsichtlich anerkannten Ra-
tingagenturen bzw. auf der Grundlage von Boni-
tätsbeurteilungen, die von Exportversicherungs-
agenturen veröffentlicht werden, ermitteln. 
Sofern keine externen Bonitätsbeurteilungen 
vorliegen, aber auch bezüglich ausgewählter 
Forderungsklassen, bei denen externe Bonitäts-
beurteilungen nicht relevant sind, sind pauscha-
le Risikogewichte festzulegen.

Die Verwendung des IRB-Ansatzes, bei dem in-
stitutseigene Ratingsysteme eingesetzt wer-
den, setzt eine Erlaubnis der BaFin voraus, die 
auf der Basis einer Eignungsprüfung der inter-
nen Ratingsysteme erteilt wird. Wesentliche 
Änderungen oder Erweiterungen des Anwen-
dungsbereichs bedürfen ebenfalls der Geneh-
migung durch die BaFin. Innerhalb des IRB-An-
satzes wird danach unterschieden, ob ein 
Institut jenseits des Mengengeschäfts nur die 
Ausfallwahrscheinlichkeit [Probability of De-
fault (PD)] selbst schätzt (Basis-Ansatz) oder 
ob es auch die Verlustquote bei Ausfall [Loss 
Given Default (LGD)] und den Konversionsfak-
tor [Credit Conversion Factor (CCF)] (fortge-
schrittener Ansatz) einbezieht.24

Bei der Schätzung der Kreditrisikoparameter ist 
im aufsichtlichen Kontext zwingend ein Sicher-
heits- bzw. Konservativitätsaufschlag [Margin of 
Conservatism (MoC)] vorzunehmen.25

IFRS 9 legt kein konkretes Modell für die Er-
mittlung der erwarteten Kreditverluste fest. In-
sofern beabsichtigen viele Institute, die den 
IRB-Ansatz nutzen, auf die bereits für aufsicht-
liche Zwecke verwendeten Kreditrisikoparame-
ter zurückzugreifen.26 Allerdings fordert IFRS 9 
explizit eine unverzerrte Schätzung der erwar-
teten Kreditverluste [vgl. IFRS 9.5.5.17(a)].

Aufgrund der dargestellten unterschiedlichen 
aufsichtlichen Anforderungen und Rechnungs-
legungsvorschriften des IFRS 9 sind – auch 
nach Ansicht des IASB – Anpassungsmaßnah-
men bei der Verwendung der CRR-Kreditrisiko-
parameter für Zwecke der Ermittlung erwarte-
ter Kreditverluste nach IFRS 9 erforderlich.27 
Die Anwendung von pauschalen Konservativi-
tätsaufschlägen bei den im Rahmen der Risiko-
vorsorge-Ermittlung verwendeten Kreditrisiko-
parametern erfüllt die Anforderung von IFRS 9 
grundsätzlich nicht.

2.3. Aufsichtliche Wohlverhaltensperioden (Cure Periods)

Die EBA hat sowohl in dem technischen Durch-
führungsstandard zu Meldeanforderungen von 
Forbearance und Non-Performing Exposures28 
als auch in den Leitlinien zur Anwendung der 
Ausfalldefinition gemäß Artikel 178 der CRR29 
sog. Wohlverhaltensperioden (Gesundungspe-
rioden) festgeschrieben:

• �Für den Rücktransfer einer Risikoposition in 
einen nichtausgefallenen Status ist ein Be-
währungszeitraum von drei Monaten einzu-
halten. Im Falle von krisenbedingten Restruk-
turierungen verlängert sich der Zeitraum auf 
ein Jahr.30 
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• �Gemäß der Definition der EBA von Non-Per-
forming Exposures, welche Grundlage für die 
FINREP-Meldevorschriften sind, gilt für not-
leidende Risikopositionen, auf die Stundungs-
maßnahmen angewandt wurden, ein Bewäh-
rungszeitraum von einem Jahr. 31

Wohlverhaltensperioden analog den CRR-Maß-
gaben bzw. den Non-Performing-Exposure-
Kennzeichnungen für FINREP-Meldungen sind 
in IFRS 9 nicht geregelt. Die Stufenzuordnung 
hat nach IFRS 9 grundsätzlich symmetrisch zu 
erfolgen. So werden Finanzinstrumente aus der 
Stufe 2 in die Stufe 1 zurücktransferiert, sobald 
sich die Kreditqualität des Finanzinstruments 
wieder ausreichend verbessert hat, d.h. keine si-
gnifikante Verschlechterung der Kreditqualität 
mehr vorliegt (vgl. IFRS 9.5.5.7). Die Rückstufung 
aus Stufe 3 erfolgt, wenn die Indikatoren für ei-
ne Bonitätsbeeinträchtigung nicht mehr gege-
ben sind (vgl. IFRS 9.5.4.2). Hierbei ist von IFRS 
9 weder für Finanzinstrumente der Stufe 2 noch 
der Stufe 3 eine explizite Periode zur Prüfung 
der „Genesung“ vorgesehen.32

Allerdings gilt im Zusammenhang mit der Mo-
difikation finanzieller Vermögenswerte, die kei-
ne Ausbuchung bedingen, dass ein Rücktrans-
fer aus der jeweiligen Stufe grundsätzlich nur 
dann erfolgt, wenn der Kapitaldienst durch den 
Schuldner wieder vollständig und nachhaltig 

erbracht worden ist, d.h. eine entsprechende 
Periode durchlaufen wurde, in der sich die Bo-
nität des Schuldners nachhaltig verbessert 
hat.33 An dieser Stelle wird von IFRS 9 eine 
asymmetrische Stufenzuordnung unter Be-
rücksichtigung einer entsprechenden „Wohl-
verhaltensperiode“ verlangt. Eine weitere Kon-
kretisierung des zeitlichen Umfangs erfolgt 
durch IFRS 9 allerdings nicht.

Per se sind aufsichtliche Vorgaben zur Wohl-
verhaltensperiode in der externen Rech-
nungslegung nicht unreflektiert zu berück-
sichtigen. Vielmehr ist eine IFRS-konforme 
Auslegung erforderlich.

Die handelsrechtliche Bewertung von Forde-
rungen bestimmt sich anhand der nachhaltigen 
Kapitaldienstfähigkeit des Schuldners. Ist die 
Kapitaldienstfähigkeit wieder nachhaltig gege-
ben, so ist eine potenziell vorhandene Risiko-
vorsorge ohne Einhaltung einer Wohlverhal-
tensperiode aufzulösen. Hinzuweisen ist 
darauf, dass eine rein rechnerisch wiederher-
gestellte Kapitaldienstfähigkeit nicht zu einer 
sofortigen Auflösung der Risikovorsorge füh-
ren muss. Mitunter ist die Nachhaltigkeit der 
Kapitaldienstfähigkeit über eine gewisse Zeit-
spanne hinweg zu bestätigen.
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FUSSNOTEN

1	� An dem Einheitlichen Aufsichtsmechanismus [Single Supervisory Mechanism (SSM)] des Finanzaufsichtssystems 
nehmen die Europäische Zentralbank (EZB) und die nationalen zuständigen Behörden [National Competent Autho-
rities (NCAs)] der Euro-Länder teil. Für Deutschland sind dies die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) und die Deutsche Bundesbank. Der SSM ist verantwortlich für die Aufsicht über alle Kreditinstitute in der 
Eurozone. Im November 2014 hat er offiziell seine Tätigkeit aufgenommen.

2	 Vgl. EZB, Leitfaden zur Bankenaufsicht, November 2014, S. 5, Tz. 1.

3	� Vgl. EZB, Ergänzung zum EZB-Leitfaden für Banken zu notleidenden Krediten: aufsichtliche Erwartungen an die Risi-
kovorsorge für notleidende Risikopositionen, März 2018, S. 2 (im Folgenden: NPL-Addendum).

4	� Vgl. u.a. Störk/Büssow, in: Beck’scher Bilanzkomm., 13. Aufl. 2022, § 252 HGB, Tz. 45.

5	� Als Capital Requirements Regulation (CRR) bezeichnete Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vom 26. Juni 2013 über Auf-
sichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
646/2012, ABl. EU Nr. L 176 v. 27.06.2013, S. 1.

6	� Vgl. Deutscher Rechnungslegungs Standard Nr. 13: Grundsatz der Stetigkeit und Berichtigung von Fehlern (DRS 13), Tz. 6. 

7	� Vgl. IDW Stellungnahme zur Rechnungslegung: Ansatz- und Bewertungsstetigkeit im handelsrechtlichen Jahresabschluss 
(IDW RS HFA 38) (Stand: 10.06.2011), Tz. 7 f.

8	� Vgl. DRS 13, Tz. 7 f. bzw. IDW RS HFA 38, Tz. 14 f.

9	� Vgl. IDW Stellungnahme zur Rechnungslegung: Änderung von Jahres- und Konzernabschlüssen (IDW RS HFA 6)  
(Stand: 12.04.2007).

10	� Vgl. IDW Stellungnahme zur Rechnungslegung: Risikovorsorge für vorhersehbare, noch nicht individuell konkretisierte Ad-
ressenausfallrisiken im Kreditgeschäft von Kreditinstituten („Pauschalwertberichtigungen“) (IDW RS BFA 7) (Stand: 
13.12.2019).

11	� Für weitere Details siehe Berichterstattung über die 328. Sitzung des IDW Bankenfachausschusses (BFA) am 
20.12.2021, Abschn. 1.

12	� Vgl. Basel Committee on Banking Supervision (BCBS), Guidance on credit risk and accounting for expected credit 
losses, BCBS 350, Dezember 2015, Tz. A51.

13	� Vgl. EZB, Asset Quality Review Phase 2 Manual 2023, insbesondere Abschn. 5 (Collateral and real estate valuation).

14	� Vgl. EZB, Asset Quality Review Phase 2 Manual 2023, S. 240 und 258.

15	� Vgl. EZB, Leitfaden für Banken zu notleidenden Krediten, März 2017, S. 6 (im Folgenden: NPL-Leitfaden).

16	� Vgl. Fn. 3.

17	� Anlass der Überarbeitung ist die Verordnung (EU) Nr. 2019/630 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 
2019 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 im Hinblick auf die Mindestdeckung notleidender Risikopositionen, 
ABl. EU Nr. L 111 v. 25.04.2019, S. 4. Obgleich die Intention von EZB und EU-Kommission bei der Einführung der Mindestri-
sikovorsorge-Backstops durchaus identisch ist, weichen die beiden Institurionen, was den Adressatenkreis und die inhalt-
lichen Vorgaben zur Ausgestaltung aktuell voneinander ab. Vgl. zur Ankündigung der Überarbeitung der Ergänzung zum 
EZB-Leitfaden die Pressemitteilung der EZB vom 22.08.2019, abrufbar unter: https://www.bundesbank.de/resource/
blob/804378/da4973bdd96bf4b19b4fb2170beeb531/mL/2019-08-22-ssm-download.pdf (Abruf: 28.09.2023).



23

IDW KNOWLEDGE PAPER

18	�� Vgl. EZB, Mitteilung zu den Erwartungen der Aufsicht an die Deckung von NPE, 22.08.2019, abrufbar unter: https://
www.bankingsupervision.europa.eu/press/letterstobanks/shared/pdf/2019/ssm.supervisory_coverage_expectations_
for_NPEs_201908.de.pdf (Abruf: 28.09.2023).

19	� Vgl. EZB, NPL-Addendum, S. 2 f.

20	� Vgl. EZB, NPL-Addendum, S. 3.

21	�� Für weitere Details zum Wertminderungsmodell von IFRS 9 siehe IDW Stellungnahme zur Rechnungslegung: Einzel-
fragen der Bilanzierung von Finanzinstrumenten nach IFRS 9 (IDW RS HFA 48) (Stand: 26.10.2021), Abschn. 5.2.

22	� Vgl. CRR, Artikel 178. Siehe auch Fn. 4.

23	� Vgl. CRR, Kapitel 2 und 3. Siehe auch Fn. 4.

24	� Vgl. https://www.bafin.de/DE/Aufsicht/BankenFinanzdienstleister/Eigenmittelanforderungen/Kreditrisiken/kredit-
risiken_node.html#:~:text=W%C3%A4hrung%20ber%C3%BCcksichtigt%20werden.-,Auf%20internen%20Beurtei-
lungen%20basierender%20Ansatz,Risiko%20von%20Kreditrisikopositionen%20zu%20gewichten  
(Abruf: 28.09.2023). 

25	� Vgl. CRR, Artikel 179(1)(f) i.V.m. European Banking Authority (EBA), Leitlinien für die PD-Schätzung, die LGD-Schät-
zung und die Behandlung von ausgefallenen Risikopositionen, EBA/GL/2017/16, 23.04.2018, Tz. 41 ff.

26	� Vgl. Global Public Policy Committee of representatives of the six largest accounting networks (GPPC), The imple-
mentation of IFRS 9 impairment requirements by banks, 17.06.2016, Abschn. 1.4., insbesondere Tz. 1.4.3.

27	� Vgl. IFRS 9.BC5.283 ff. 

28	� Vgl. EBA, Final draft Implementing Technical Standards (ITS) – On Supervisory reporting on forbearance and non-
performing exposures under article 99(4) of Regulation (EU) No 575/2013, EBA/ITS/2013/03/rev1., 24.07.2014. Siehe 
hierzu auch die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2021/451 der Kommission vom 17. Dezember 2020 zur Festle-
gung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates auf die aufsichtlichen Meldungen der Institute und zur Aufhebung der Durchführungs-
verordnung (EU) Nr. 680/2014.

29	�� Vgl. EBA, Leitlinien zur Anwendung der Ausfalldefinition gemäß Artikel 178 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, EBA/
GL/2016/07, 18.01.2017. Die Leitlinien gelten seit dem 01.01.2021.

30	� Vgl. Artikel 178 Abs. 5 CRR i.V.m. EBA/GL/2016/07, Tz. 71 f.

31	� Vgl. EBA/ITS/2013/03/rev1., S. 14, Tz. 157(b), übernommen in Artikel 47a, Abs. 6 der CRR mit der VO (EU)  
Nr. 2019/630.

32	 Vgl. IDW RS HFA 48, Tz. 273 f.

33	�� Vgl. IFRS 9.B5.5.27; EBA, Guidelines on credit institutions’ credit risk management practices and accounting for  
expected credit losses, EBA/GL/2017/06, 12.05.2017, Tz. 126.



AUFSICHTLICHE MASSNAHMEN IN DER EXTERNEN RECHNUNGSLEGUNG VON KREDITINSTITUTEN

Ihre Notizen:
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